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Speicherung und Veröffentlichung der Standortverzeichnisse von Mobilfunkantennen

Die Speicherung und die Veröffentlichung der Standortdaten von Mobilfunkantennen durch
die Kommunen oder andere öffentliche Stellen stehen zur Zeit in verstärktem Maße in der öf-
fentlichen Diskussion. Mehrere kommunale Spitzenverbände haben sich diesbezüglich bereits
an die jeweiligen Landesdatenschutzbeauftragten gewandt. Unbeschadet bereits bestehender
Landesregelungen und der Möglichkeit, Daten ohne Grundstücksbezug zu veröffentlichen,
fordert die 64. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder aufgrund
der bundesweiten Bedeutung der Frage den Bundesgesetzgeber auf, im Rahmen einer immis-
sionsschutzrechtlichen Regelung über die Erstellung von Mobilfunkkatastern zu entscheiden.

Dabei ist zu bestimmen, wie derartige Kataster erstellt werden sollen. Die gegenwärtige Re-
gelung des Bundesimmissionsschutzgesetzes sieht keine ausdrückliche Ermächtigung zur
Schaffung von Mobilfunkkatastern vor, so dass deren Erstellung und Veröffentlichung ohne
Einwilligung der Grundstückseigentümer und -eigentümerinnen und der Antennenbetreiber
keine ausdrückliche gesetzliche Grundlage hat. Bei der Novellierung ist insbesondere zu re-
geln, ob und unter welchen Bedingungen eine Veröffentlichung derartiger Kataster im Inter-
net oder in vergleichbaren Medien zulässig ist. Individuelle Auskunftsansprüche nach dem
Umweltinformationsgesetz oder den Informationsfreiheitsgesetzen bleiben davon unberührt.


